
Bundessozialgericht

4 9 RV 522/75 -
'I m N a m

ein d_e s V o l k e s

U r t e i 1

Zugcstcllt in dem Rechtsstreit'
am 5.Fcbro 1975 ‘

.

...... .. . .. lllllllll ". .. lllll .. ............... ,

Amt51ncp0ktor
als Urk.Beamtcr Kläger und Revisionskläger‚_
der Gesch„Stelle

Prozeßbevollmächtigter: ...... ‚...... .............. ,

Beklagter und Redisidnsbeklagter„

Der 9. Senat des Bundessoäialgerichts hat am
47. Dezember 4974 ohne mündliche Verhandlung

durch Vorsitzenden Richter Dr„ B a r e s e l ‚ die

Richter Dr. R e n n e r und

Dr. w u l f h o r s t sowie die ehrenamtlichen

Richter Dr. H i r s c h m a n n und
Dr. G e n e n g e r

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessozinl—

gerichts Baden—Württemberg vom 28. Juni 1973 wird

als unbegründet zurückgewiesen.

‚Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Der 4946 geborene Kläger zog sich 4957 während seines
Lehsdienstes, aus dem er 1945 entlassen wurde, bei-

einem Flugzeugabsturz verschiedene Verletzungen
zu. Am

Abend des 22. April 1948 hatte er in Achern/Baden,

seinen damaligen Wohnort, eine Auseinandersetzung mit

mehreren französischen Soldaten, die dort stationiert

waren. Er wurde zunächst am Kopf und am linken Fuß

durch Steine, die die Soldaten auf ihn warfen, verletzt.

„Der Ortskommandant, den er darüber unterrichtete, er?

klärte ihm, er solle sich am nächsten Morgen in der
Kommandantur melden. Danach wollte der Kläger mit seinem

Bruder die Franzosen vertreiben. Dabei kam es zu einem

Haudgemenge. Im Anschluß daran wurde der französische

Soldat Robert Maxrrnrrg von mehreren Messerstichen ge—
troffen, tot aufgefunden. Das Tribunal Général der
üilitärregierung der französischen Besatzungszone in

Deutschland verurteilte den Kläger am 4° Oktober 4948

zu lebenslänglichem Gefängnis mit Zwangsarbeit, weil‘

er den französischen Soldaten vorsätzlich getötet habe.
Las Tribunal Supérieur änderte durch Berufungsurteil

{Jugement sur appel) vom 48. November 4948 das Urteil

ab und verhängte gegen den Kläger mit Wirkung ab

25. April 1948 eine Gefängnisstrafe von 20 Jahren mit

Zwangsarbeit. Auf Gnadengesuchewurde die Strafe, die

der Kläger im Landesgefängnis in Freiburg verbüßte, auf
acht Jahre ermäßigt. Am 19. Oktober 1954 wurde der Klä—

ger aus gesundheitlichen Gründenéaus der Haft entlas—

sen; der Rest der Strafe wurde ähm im Gnadenwegaerlas—
sen.
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Das Versorgungsamt (VersorgA) Freiburg anerkannte ver—
schiedene Folgen des Flugzeugabsturzes mit einer Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 50 V.H. (Bescheide vom
6. Mai 4955 und 23. Januar 4956). Einen Antrag des Klägers
auf Anerkennung eines Herzleidens lehnte es ab (Bescheid

vom 29. Dezember 4966). Der Widerspruch wurde zurückge—
wiesen, soweit der Kläger die Anerkennung eines Bluthoch—
drucks, einer Herzstörung und eines Diabetes als Folgen

des Flugzeugabsturzes begehrte (Bescheid vom 22. Mai 4967).

Sodann lehnte das VersorgA den im Vorverfehren außerdem
geltend gemachten Antrag ab, diese Leiden als Folgen der

Strafhaft anzuerkennen (Bescheid vom 28. Juni 4967). Der
Widerspruch blieb erfolglosi(Bescheid vom 5. Januar 4968).

Das Sozialgericht (SG), das die gegen die beiden Beseheide

und Widerspruchsbescheide erhobenen Klagen verband (& 443

des Sezialgerichtsgesetzes —SGG—)‚hob den Bescheid vom
28. Juni 4967 in der Fassung des Widerspruchsbeschcides

vom 5. Januar 4968 auf und verurteilte den Beklagten,

Hypertonie, Herzleiden und Diabetes mellitus als Schädi—

gungsfolgen gemäß % 5 Abs. 4 Buchst. d Bundesversorgungse

gesetz (BVG) anzuerkennen und dem Kläger ab 4. März 4967

höhere Rente zu gewähren; im übrigen wies es die Klage ab,

d.h. soweit der Kläger die inneren Leiden auf den Flug—

zeugabsturz zurüekführte (Urteil vom 42. Oktober 4970}.

Aufgrund einer versorgungsärztliehen Untersuchung'hät des

VersorgA dem Kläger in Ausführung des Urteils ab 42. Okto—

ber 4970 eine vorläufige Rente nach einer MdB von 80 V.H.

gewährt {Benachrichtigung vom 46. März 4974). Das Landes-

sozialgericht (LSG) hat nach Beiziehung der Akten des
französischen Strafverfahrens das Urteil des SG abgeändert

und die Klage in vollem Umfang abgewiesen (Urteil vom
28. Juni 4975): Da der Kläger keine Berufung gegen die

Abweisung der gegen den Bescheid vom 29. Dezember 4966 und

den Wider59ruchsbescheid vom 22. Mai 4967 erhobenen Kluge"
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{eingelegt habe, sei nicht darüber zu entscheiden, ob

die geltend gemachten inneren Leiden durch den Flugzeug—

absturz verursacht worden seien. Ein Anspruch auf Ver—

sorgung wegen dieser Gesundheitsstörungen könne ent—

gegen der Ansicht des SG nicht aus s 5 Abs. 4 Buchst. d

BVG hergeleitet werden; denn die sechseinhalbjährige

‘Strafhaft sei nicht nach dieser Vorschrift versorgungs—

rechtlich geschützt. Abweichend von Kriegsverbrecher—

urteilen der Besatzungsgerichte aufgrund des Kontroll—

ratsgesetzes Nr. 40 vom 20° Dezember 4945, die nach

Teil 1 Art. 6 Abs. 44 des Vertrages zur Regelung der

aus Krieg und Besatzung entstandenen Fragen als Teil

des Vertrages vom 26. Mai 4952 über die Beziehungen

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei

Mächten in der Fassung des Protokolls vom 25. Oktober

4954 über die Beendigung des Besatzungsregimes - Über—

loitungsvertrag (ÜV) — (Gesetz vom 28° März 4954 —
BGBl II 57, 59, 457 — und Bekanntmachung zu dem Proto-

koll vom 50. März 4955 — BGBl II 504, 405) keine

“Bestandskraft” für deutsche Gerichte hätten, sei die
Verurteilung des Klägers wegen einer auch nach

deutschem Recht strafbaren Handlung gemäß Teil 1 Art. 7
Abs. 4 UV von den deutschen Gerichten als rechtskräftig

zu behandeln. Entgegen der in BSG 47, 225 (= SozR

Nr. 62 zu % 4 BVG) zum Ausdruck gekommenen Auffassung

bestehe aber keine weitergehende Bindung als bezüglich

der materiellen Rechtsfolgen der Verurteilung. Die Ver—

urteilung als solche sei nicht als eine besondere be—

satzungseigentümliche Gefahr i.S° des 8 5 Abs° 4

Buchst. d BVG zu werten. Aber die Bestrafung könnte

och derart versorgungsrechtlich geschützt sein, falls
schwere Mängel im Strafverfahren oder bei der Strafzu—

G
.:

messung offensichtlich festzustellen seien; die tat—

sächlichen Feststellungen des Besatzungsgerichtes sowie

..5..
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die Entscheidung über Rechtswidrigkeit und Verschulden

seien allerdings nicht nachzuprüfen‚ Das Strafverinhren

im Falle des Klägers sei nicht zu beanstanden„ Auch Ent—

lastungszeugen und ein Sachverständiger seien in der

Hauptverhandlung vor dem Tribunal Général zu Worte ge—

;ommen, der Kläger habe sich äußern können, und sein

Verteidiger sei nicht behindert werden° TeilgeständnissC

des Klägers, die eidliche Aussage eines Gendarmeric—

beamten, der Kläger habe bei der ersten Untersuchung zuge—
geben, daß er°einem Soldaten mehrere Messerstiche ver—

setzt habe, und die Feststellung des Sachverständigen;

der Verletzte hätte noch 400 m weit gehen können, seien

vom Gericht als Beweis für die Tötung durch den Kläger
gewertet worden. Das Gericht habe ihn nicht offensicht—

lich zu Unrecht als überführt angesehen° Für eine Rechts—

beugung, für eine Notwehrsituation oder für einen Aus—

schluß der Zurechnungsfähigkeit finde sich kein Anhalt.

Auch bestehe kein Grund für die Annahme eines offensicht—

lichen Mißvelhältnisses‘ zwischen der verhängtcn Strafe

und derjenigen, auf die vermutlich ein deutsches Gericht
erkannt hätte, was in Ausnahmefällen als eine besatzungs—

eigentümliche Gefahr gewertet werden könne° Da der Klä— ,

ger und sein Bruder die Urheber der eigentlichen Schläge—

rei gewesen seien, der Kläger das Messer seines Bruders

an sich genommen habe und der französische Soldat durch

Messerstiche im Schulter—, Arm— und Brustbereich getrof»

fen werden sei, hätte auch ein deutsches Gericht einen

bedingten Vorsatz annehmen können° Ein grobes Mi■ver—

hältnis zwischen der ausgesprochenen Strafe von 20 Jahren

Gefängnis und einer zeitlichen Zuchthausstrafe von

höchstens 15 Jahren,iauf.die ein deutsches Gericht hätte
erkennen können, besteht nicht. — Das_LSG hat die

Revision zugelassen,
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Kit der Revision rügt der Kläger sinngemäß eine Ver—

letzung des $ 5 BVG durch das LSG. Der UV Verhindere

nicht eine Prüfung der Gründe des Strafurteils. Die

Verurteilung stelle ein Unrechturteil der. Die zwanzig-

jährige Gefängnisstrafe stehe in groben Mißverhältnis

zu einer wahrScheinlich von einem deutschen Gericht ver—
hängten Strafe. Auch das Strafverfahren weise offen—

sichtlich schwere Hängel auf. Dies sei als eine be-
‘sondére Gefahr its. des % 5 Abs. 4 Buchst. d BVG zu
werten. Die Teilgestäranisse und die Aussage des fran—

zösischen Arztes hätten die erheblichen Zweifel an der

Iätcrschaft des Klägers nicht beseitigt. Eine Blutuntar-

suchung, die ergeben hätte, daß das Blut an dem beim

Kläger gefundenen Messer von dem Soldaten HIIIXJ stammte,

.sei unterblieben. Es sei nicht zu beweisen gewesen, daß

der Kläger überhaupt mit dem Soldaten Mc:a::nr;zusammen—
getroffen sei. Seine Täterschaft sei vielmehr, wie der

Vorsitzende erklärt habe, daraus hergeleitet worden,

daß der Kläger nicht habe angeben können, wer diesen

Soldaten getötet habe. Umstände, die für eine NotwehrA

situation des Klägers hätten sprechen können, seien

nicht geprüft worden. Die Prozeßführung habe somit

deutschen und völkerrechtlich anerkannten Rechtsgrund— «
sätzen widersprochen. Im übrigen verweist die Revision

-auf den Schriftsatz des Klägers vom 12. Juli 1972.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil des LSG aufzuheben

oder die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

ter Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.
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Er bezieht sich im wesentlichen auf das engefochtene

Urteil. Die Verfahrensrüge leide daran, daß das Vorbringen
nicht erkennen lasse, gegen welche Verfahrensvorschriftcn

des LSG verstoßen haben soll.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die ReviSion des Klägers ist zulässig (dä 464, 1665 162
Abs. 1 Nr./1 SGG), aber sachlich nicht begründet. Das LSG
hat im Ergebnis zu Recht unter Abänderung des Urteils des

SG die Kläge in vollem Umfang abgewiesen.

Da nur der Beklagte Berufung eingelegt hat„ist im zweiten

und dritten Rechtszug streitig allein ein Versorgungse.—

spruch wegen Hypertonie‚ Herzleidens und Diabetes mellitus

als Folgen der Strafhaft, in der sich der Kläger von 19e8

bis 1954 befand. Wie das LSG zutreffend entschieden hat‚

sind Schädigungen, die der Kläger durch die Haft und durch

die ihr zugrunde liegende Verurteilung Wahrscheinlich cr—

_litten hat, nicht als solche durch eine unmittelbare kriegen

einwirkung zu werten. deren‚gesundheitliche Folgen n ch 5 1

Abs. 1 und 2 Buchst. a Und Abs. 5 Satz 1 BVG einen Ver—*

sorgungsan3pruch begründen. Nach 3 5 Abs. 1 Buchst. d BVG

(gelten als unmittelbare Kriegseinwirkungen 1.3. des ; 1

Abs. 2 Buchst. 3 BVG u.a. schädigende Vorgänge, die infolge

einer mit der militärischen Besetzung deutschen Gebietes

nach dem Zweiten Weltkrieg zusammenhängenden besonderen

Gefahr eingetreten sind. Die Voraussetzungen dieser Ver—

schrift sind hier nicht erfüllt.

_g_
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Allgemein kann nicht davon ausgegangen werden, daß die

vom Kläger durchgemachte Haft noch mit besonderen be—

.satzungseigentümlichen Begleitumständen verbunden ge—

.wescn ist; denn nach Art. 4 der Verfügung Nr° 88 des

französischen 0berkommandiera■%m.in Deutschland vom
29. Séptember 4948 (Amtsblatt des französischen Ober—

kommandosin Deutschland - franZÖSisches Amtsblatt „
4948, S. 4699) waren die von den Besatzungsgerichteni

ausgesprochenen Freiheitsstrafen in deutschen Straf—

anstalten unter den nach deutschem Recht vorgesehenen

Bedingungen zu vollStrecken. Dem Vorbringen des Klägers

ist übrigens nicht zu entnehmen, inwiefern besondere
Umstände der Strafvollstreckung im Landesgefängnis in

Freiburg die geltend gemachten inneren Krankheiten des

Klägers verursacht haben könnten.

Each der früher gelegentlich vertretenen Auffassung,

daß schädigende_Umstände i.S. des % 5 Abs. 4 Buchst. d

BVG zeitlich unmittelbar mit dem Besetzungsvorgang

als Teil des Kriegsgeschehens zusammehgehangen haben'

müßten (vgl. z.B. LSG Baden—Württemberg in: BSG 47,
225, 228), wäre der vom Kläger geltend gemachte Ver—
sorgungsanspruch ohne weiteres ausgeschlossen° Eine

Versorgung nach der genannten Vörschrift kann ihm

aber auch dann nicht gewährt werden, wenn mit der
RechtspreChung des Bundessozialgerichts (BSG — aaO,

vgl. auch SozR 5400 % 4 Nr. 2} darüberhinaus Gefahren,
die dem anschließenden Besatzungszustand eigentümlich

waren, dem 5 5 Abs. 4 Buchst. d BVG zugerechnet wer—
den.‘

Einer Schädigung durch eine besondere besatzungsbe«
dingte Gefahr in diesem Sinn gönnte Schon entgegen—
stchen, daß der Kläger die.tätliche Auseinandersetzung,

_ 9 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


....9-

in deren Verlauf ein Soldat der französischen Besatzungs—

urmee getötet wurde, mit herbeiführte, wobei es offen ‘

bleiben kann, ob das LSG die Brüder Rt::xcnxxxz zutreffend

als "Urheber der eigentlichen Schlägerei" bezeichnet hat.

Nachdem nach seiner Ansicht der französische Ortskommun—

dant nicht schnell genug gegen die Besatzungssoldatoh vor—

gegangen war, ließ es der Kläger anschließend zu einem

neuen Zusammentreffen kommen. Dies ergibt sich aus den
Feststellungen des LSG, die von der Revision nicht mit
Verfahrensrügen erfolgreich angegriffen worden und daher

für das Revisionsgericht nach 5 165 SGGbindend sind. Eine
solche, damals von vornherein riskante Begegnung hätte der

Kläger bei der gebotenen und zumutbaren Zurückhaltung

gegenüber mutwillig mit Steinen‘werfenden Besatzungssol—

daten vermeiden können. Sein Verhalten könnte also gegen—

über der Einrichtung der Besatzungsgerichtsbarkeit als

die überragende Bedingung der Bestrafung durch französi—

sche Gerichte und der auf ihr beruhenden Heft gewertet

werden und allein deshalb einaOpfer— und Gefahrenlage, die

einen Anspruch nach dem "Gesetz über die Versorgung der
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz)" zu begrüxden

vermag, ausschließen (vgl. dazu BSG 6, 288, 295 f; Sozh

Nr. 50 zu 5 5 BVG; Urteil des erkennenden Senats v0m

26. 8. 1971 s 9 RV 586/70); dann wurde die Besetzungsge-
richtsbarkeit nicht als eine Gefahr, der der Kläger unent—

rinnbar ausgesetzt gewesen wäre, wirksam.\

Selbst wenn aber ohne Berücksichtigung dieser Vorgeschich—

te die Verurteilung und die Haft für sich allein als Be+

satzungsmaßnahmen betrachtet werden, sind sie nicht als

esondere besatzungsbedingte Gefahr zu beurteilen. Lies

gilt eindeutig, falls Teil I Art. 7 Abs. 4 ÜV entsprechend
seinem Wortlaut in der Weise auszulegen ist, wie es das

LSG nicht für richtig hält. Nach dieser Vorschrift “blei—
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ben" alle Strafurteile von westlichen Besatzungsgerich-

ten, die nicht als sogenannte kriegsverbrecherurteile

unter Art. 6 ÜV fallen, "in jeder Hinsicht nach deut—

schem Recht rechtskräftig und rechtswirk5am und sind von
den deutschen Gerichten und Behörden demgemäß zu

behané

deln”. Wenn nach den Absätzen 5 ff eine Herabsetzung

oder Aussetzung der Strafe, wie sie dem Kläger zuteil

geworden ist, in Betracht kommt, setzt dies eine grund—

sätzliche Bestandskraft der Urteile voraus. Diese Rechts—

wirksamkeit der Besatzungsurteile innerhalb des deutschen

hcchtskreises, über deren Umfang das BSG bisher noch

nicht entschieden hat (auch nicht in BSG 47, 225), könn—

te sich deshalb, weil sie "in jeder Hinsicht nach deut-
schem Recht" eintritt„ auch auf das Gebiet der Kriegs—

opferversorgung (KOV) erstrecken. Dann schlösse sie eine
Bewertung der Strafmaßnehme als "Besatzungsunrecht“ i.S°

des S 5 Abs. 4 Buchst. d BVG ungeachtet der Besonder—

heiten des Einzelfalles schlechthin aus. '

Ob das am 48. November 4948 gegen den Kläger ergangene
Strafurteila derart wie ein deutsches rechtlich anzu-

erkennen ist und deshalb überhaupt nicht dem versor—

gungsrechtlichen Tatbestand des S 5 Abs. 4 Buchst. d

BVG zugeordnet werden kann, braucht der Senat indes

nicht abschließend zu entscheiden; denn auch eine an—
dere mögliche Auslegung des Teils I Art. 7 Abs. 4 UV,

die das LSG vorgenommen hat, führt zu keiner für den
klägcr günstigen Entscheidung. Rechtskräftige BeStrafun—

ger durch Besatzungsgerichte wegen Straftaten der

Ngchkriegszeit sind im Strafrecht (BGHSt 6, 476;

weitere Zitate bei Schönke/Schröder, Kommentar zum
Strafgesetzbuch, 47. Aufl.‘4974, Randnr. 22 vor

3 5;

Randnr. 93 vor $ 47) und im Beamtenrecht (vgl.

Dienststrafkammer Bremen, DÖV 4949, 559;

‚OVG Lüneburg - NJW — 4954, 846; Württema

_ qq _
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bergischer VGH, AöR, neue Folge Bd. 57, 408; Walter

Jellinek, AÖR, neue Folge Bd. 57, 446, 447, 420; zur
gleichen Problematik nach dem später in Kraft getretenen
ÜV: Maier, JZ 4955, 408, 440; Tobler/Maier, Erläuterung

zum ÜV in: Das Deutsche Bundesrecht, I N, 50, S. 49;
Wohlfarth, JZ‘4955, 526, 527,529)‚ nicht vorbehaltlos
anerkannt werden. Ebenso könnte auch für das Recht der
KOV angenommen werden, daß im Einzelfall solche rechts—

kräftigen Besatzungsurteile den Versorgungstatbestand
des 5 5 Abs. 4 Buchst. d BVG erfüllen. Das trifft jedoch

hier nicht zu.
’

’

Das LSG ist zutreffend von dem allgemeinen Verständnis

dieser Vorschrift ausgegangen. Eine "besondere Gefahr" in

diesem Sinn muß nach der ständigen Rechtsprechung des BSG

(vgl. z.B. B$G 47„225;;229; 20 444 fQ der Besetzung
oder Besatzung Deutschlands, so wie sie tatsächlich ver—
lief bzw. bestanden hat, eigentümlich gewesen sein und

sich dadurch von den allgemeinen Verhältnissen, die

unter einer von der Besatzungsherrschaft unabhängigen'

deutschen Verwaltung in der Nachkriegszeit*zu erwarten

gewesen
Wären, in typischer Weise unterschieden haben.

Die Rechtsgrundsätze, die das BSG zur Anwendung des 3 5
Abs. 4 Buchst. d BVG auf Verurteilungen der Bezatzungs—

gerichte wegen Kriegsverbrechen aufgrund des Kontroll—

ratsgesetzes Nr. 40 entwickelt hat (BSG 22, 275, 276),

können auf Fälle der vorliegenden Art nicht Uneinge—

schränkt übertragen werden. Jene Urteile entsprachen

grundsätzlich nicht deutscher Rechtsauffassung, v0r

allem nicht dem Réchtsgrundsatz des Art‚ 405 Abs. 2

Grundgesetz (GG), daß eine Tat nur dann bestraft wer—
den kann, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war,

bevor die Tat begangen wurde (vgl. auch Begründung zu
Teil I Art. 6 ÜV, abgedruckt in: Kutscher/Grewe, Bonner
Vertrag nebst Zusatzvereinbarungen und Briefwechsel, 4952
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S; 465); und sind deshalb nach Art. 6 in vollem Umfang'

zu überprüfen. Ihre Richtigkeit nach Maßstäben des

deutschen Strafrechts wird nicht grundsätzlich vermutet.

Den Versorgungstatbestand des % 5 Abs° 4 Buchst. d BVG
können sie regelmäßig erfüllen, falls sie inhaltlich

grundlegend vom deutschen Recht abweichen, d‚h° falls

die verhängte Strafe in groben Mißverhältnis zum Aus—

gang eines deutSchen Strafverfahrens steht. oder son5t—

wie die Besatzungsmacht
von ihrer Strafgewalt in einer

Heise Gebrauch gemacht hat, der nach deutscher Rechts-
nuffassung nicht zugestimmt werden kann (BSG 22‚ 275,

2763 277; SOZR Nr. 40 zu 3 5 BVG)„ Dieser Haßstab kommt

an sich auch für die Beurteilung der sonstigen Besatzungse

urteile — wie im Fall des Klägers — im Hinblick auf 3 5

Abs„ 4 Buchst. d BVG in Betracht„ Sie können jedoch im

Unterschied zu Kriegsverbrecherurteilen nicht uneinge—

schränkt nachgeprüft werden; denn sie sind gemäß Teil 1

Art. 7 Abs„ 4 UV grundsätzlich für deutsche Gerichte

bindend und frei von den aufgezeigten besonderen Be—

denken gegen die Kriegsve1brecherurteile(BGHSt 42, 326,

550); solchen Bestrafungen stn■.Art„ 405 Abs° 2 GG
ivgl. dazu BVerfGE 25, 269, 284 ff) nicht entgegen. Da—
mit ist für sie das Regel— Ausnahme—Verhältnis nach dem

versorgungsrechtlichen, also nicht strafrechtlichen Be—

urteilungsmaßstab des @5 Abs„ 1 Buchst„ d BVG anders.
Ob in solchen Fällen Besonderheiten im Verhalten der

tätig gewordenen Besatzungsrichter‚ die für die Be—

strafung des Klägers bestimmend waren, überhaupt als
besutzungseigentümlich gewertet werden können‚ braucht

1'er nicht allgémeingültig entschieden zu werden„ Denno—
-‘

Ads: Kläger hat keine Umstände aufgezeigt‚ aus denen zu,
schließen wäre‚ die Richter der beiden Besatzungsge—

richte hätten ihn S.Zt. aus feindseliger Einstellung
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gegenüber Deutschen verurteilt. Seine rechtlichen Bean—

standungen des &nrllationeurteiles vermögen ein ”Be—
satzungsunrecht" nicht darzutun.

Infolge der Rechtskraftwirkung (Teil I Art. 7 Abs. 1 UV)

kann ein solches Besatzungsurteil allein wegen Besonder—

heiten der Rechtsmaßstäbe, auf denen es beruht, als be—
satzungseigentümlich bewertet werden. Dies folgt aus der
Sonderstellung, die diese Urteile aufgrund des ÜV ein-

nehmen. Einerseits waren Deutsche, die strafbare Hand—

lungen gegenüber Angehörigen der Besatzungsmacht begingcn,

der deutschen Strafgewalt entzogen (Art. III Buchst. a)

und e) Kontrollratsgesetz Nr. 4 vom 50. Oktober 4945 -
Amtsblatt des Kontrollrats Nr. 2 vom 50. November 1945,

S. 26; BVerfG 25, 269, 279 f.), und Hoheitsakte der Be—
satzungsmacht können grundsätzlich den Versorgungstatbe—

stand des % 5 Abs. 1 Buchst. & BVG erfüllen; andererseits
waren die Besatzungsgerichte in solChen und anderen Fällen

treuhänderisch anstelle deutscher Gerichte für die Vor—

folgung und Aburteilung zuständig (BVerfG, aaO, S. 282).'
Ob ihre Urteile als auf der Staatsgewalt der Besatzungs—

mächte beruhend nicht in vollem Umfang deutschen Urteilen

gleichstehen (Wohlfarth, aaO, BGHSt 6, 476, 477; anders

aber BVerfG25, 269, 285) braucht in diesemZusammenhang
nicht entschieden zu werden. Jedenfalls müssen diese Straf-

urteile nach deutschem Recht weiterhin in dem Umfang als

rechtskräftig behandelt werden, in dem dies vor dem Inkraftw

treten des ÜVgescha9(BGHSt42, 526, 529 f). DasBVGvom
20. Dezember 1950 hat nicht ausdrücklich die später durch

Teil-I Art. 7 Abs. 1-ÜV erfaßten.ßtrafurteile der Be—
satzungsgerichte allgemein von den besatzungseigentüm—

lichen Gefahren 1.5. des S 5 Abs° 4 Buchst. d BVG ausge—

nommen; sie wurden auch nicht vor dem Inkrafttreten des ÜV

mit Wirkung für das Versorgungsrecht schlechthin als rechts—
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wirksam anerkannt° Jedenfalls verbietet aber die Rechts—

kraft, ein "Besat2ungsunrecht" in diesem Sinne anzunehmen,

soweit — Wie hier — Fehler in der Rechtsanwendung gerügt

werden, die unabhängig von Besonderheiten der Besatzungs-

strnfgeualt sind. Andernfalls würde Teil 1 Art. 7 Abs. 4
ÜV auf dem Umweg über die versorgungsreehtliche Prüfung

im Ergebnis außer Kraft gesetzt.

Wegen der Rechtskraftwirkung ist zunächst von der Verur—

teilung wegen Tötung eines französischen Soldaten auszu—

gehen. Des hat das LSG zutreffend beachtet. Ob es allge-

mein an die tatsächlichen Feststellungen des Strafge—

richts über den Vorgang im einzelnen, insbesondere-den

Tatbeitrag des Klägers, nicht ohne weiteres gebunden war
(a 448 Abs. 4 Satz 4 SGG iVm % 447 Zivilprozeßordnung

—ZfC—, ; 44 Abs. 2 Nr. 4 Einführungsgesetz zur ZPO

_EGZ?O—; Stein/Jonas/Sehlosser, Kommentar zur Z?O,

49. Aufl. 4970, 5 44 EGZPO, Anmerkung II 4), sondern
die Feststellungen nur im Wege der freien Beweiswürdi—

gung übernehmen durfte (BSG SozR Nr. 36 zu s 405 SGG;
BFH, JZ 4974, 60), kann dahingestellt bleiben. Die Tat—

sachenfeststellungen des LSG, die den Totschlag betreffen,

sind nach 3 465 SGGfür das Revisionsgericht bindend, weil
die Revision sie nicht mit einer formgerechten Verfah—

rens rüge_ — unter Angaben von Tatsachen und Beweismit—

teln (S 464 Abs. 2 Satz 2 SGG) — erfolgreich angegrif—
fen hat. Der Hinweis auf den im Berufungsverfahren ein—

gereichten Schriftsatz vom 42. Juli 4972 genügt nicht

den Anforderungen an eine solche Rüge (BSG 6, 269, SozR

Nr. 55 zu 3 464 SGG).

Die materiell» und verfahrenrechtlichen Rechtsgrund—
lagen, auf denen die Bestrafung des Klägers beruht,

sind aus folgenden Gründen nicht als "Besetzungennrecht"

zu werten. Nach den ”Motiven" der Verfügung Nr. 88 vom
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29. September 4948 (aaO) sollten 'die Gerichte der fran—_

zösischen Militärregierung zu einer liberalen Auffassung_

. bei der Bestrafung und zu einem Strafgesetz zurückkehren,

”das in seinem Geiste und manchmal sogar in seinem Wortlaut

mit dem französischen Strafgesetzbuch und dem deutschen

Strafgesetzbuch in der heutigen Fassung übereinstimmt“„ st

Strafgesetz selbst sollte eine Milöerung gewährleisten°

Das neue Recht sollte den Grundsatz der Gesetzlichkeit

für Straftaten und Strafen bestätigen° Eine Handlung

sollte nur für strafbar erklärt und eine Strafe nur aus—

gesprochen werden, wenn dies im Gesetz bestimmt war. Die
Straftatbestände sollten genau bestimmt und die Strafen

abgegrenzt werden° '

Nach den "Motiven" der Verordnung Nr‚ 477 des französischen

Oberkommandierenden in Deutschland vom 29' September 49M8

über die Gerichte der französischen Militärregierung in

Deutschland in der Fassung der Verordnung Nr. 195 vom.
45. Oktober 4948 (französisches Amtsblatt 49G8 — S. 4689

ff. und S; 1779 f, abgedruckt in der Präambel) sollte,

diese Neuregelung die Grundgedanken des französischen Ver-

fahrens, "nämlich die Garantien für die persönliche Frei—

heit und die Achtung des Rechts auf Verteidigung“, zum
Ausdruck bringen und genauer bestimmen. Der Kläger hat

sich tatsächlich verteidigen lassen und das "Obergericht“

angerufen (II, 2 der Präambel, Art. 5, 4, 65 ff); er 4

hätte auch eine "Revision"ggegen das rechtskräftige Ur—

teil einlegen, d.h. eine Wiederaufnahme beantragen können

{Art. 77 ff). Diese Rechtslage war keineswegs ungünstiger

als das 1948 geltende deutsche Strafverfahrehsrecht‚ das

für einen Vergleich nach $ 5 Abs„ 4 Buchst. d BVG heran—

zuziehen ist (BSGSozRNr{ 40 zu 3 5 BVG;BSG22, 275,
2?6). Nach dem damals in Baden geltenden deutschen Recht

hätte der Kläger das Urteil derérstcn Instanz nur mit der
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Revision an das Oberlendesgericht als oberster Instanz

anfechteh können (Art. II Abs° 4 Satz 4 und Abs„ 5
KontrollratsgeSetz Nr. 4; S 8 Abs. 2, $ 40 der Badischen

Rechtsanordnung über Gerichtsverfassung und Verfahren

vom 9. Juli 4946 —Amtsblatt der Landesverwaltung Baden

— Französisches Besatzungsgebiet — S° 44 —; 3 7 des am
4„ März 4948 in Kraft getretenen Gesetzes zur Nieder—

cinführung der Schöffen und Gesehworenen in der Straf—

rechtspflege vom 50. Dezember 4947 — Badisches Gesetz—

und Verordnungsblatt 4948‚ S. 59)„

Eine besatzungseigentümliche Gefahr liegt nicht der

von der Revision behaupteten Fehlerhaftigkeit des zweit—

instanzlichen Besatzungsurteiles bei der Rechtsanwendung

in diesem Einzelfall„ Die Beweiswürdigung der beiden Be—
setzungsgeriehte ist im sozialgerichtlichen Verfahren

nicht in dem Umfang zu überprüfen, wie es der Kläger an—
strebt. Fehler jener Art stellen keine besondere Gefahr

i.ö. des 3 5 Abs„ 4 Buchst" d BVG dar; sie sind in

deutschen Strafverfahren ebenso gut möglich und können

nach erfolgloser Anfechtung rechtskräftigen Strafur—

teilen deutséher Gerichte anhaften (vgl° z.B° Karl
Yetors, Fehlerquellen im Strafprozeß. Eine Untersuchung

der Wiederaufnahmeverfahren in der Bundesrepublik

Ieutschland, 2 Ede° 4970, 4972)° Das gilt insbesondere
für die Angriffe des Klägers gegen die Beweiswürdigung,

wenn er weiterhin bestreitet‚ den französischen Solda-
ten getötet zu haben„ Soweit die Revision in dieser \

Hinsicht besonders hervorhebt‚ an demvom Besatzungs—
gcricht als Tatwaffe angesehenen Messer sei keine Blut—

untersuchung vorgenommen worden, ist ihr allerdings

einzuräumen‚ daß diese Unterlassung befremdlich er—
scheint„ Eine solche Nachlässigkeit bei der Sicherung

von SachbeWeisen stellt aber ■eineswegs einen be—
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satzungseigentümlichen Gefahrenfaktor dar„ Auch beim Vor—

gehen deutscher Ermittlungsbehörden sind solche Mängel-

nicht ganz selten zu beobachten (vgl° Peters, aaO, Bd„ 2,

186 ff;‚Bd„ “l, 158). |— ' *

Das französische Obergericht hatte —lin Ermen@elung dieses
ungenutzt gebliebenen Beweismittels — seine Überzeugung

von der Täterschaft des Klägers vor allem auf die Indizien,
gestützt, die sich aus dem bei der Leiche des Marchend

_
erhobenen Befund und der eigenen Aussage des Klägers er—

geben, er habe mehrmals auf den ihn bedrängenden Soldaten

eingestochen; daß diese Beweiswürdigung mit spezifischen

Mängeln besatzungsgerichtlicher Strafverfahren behaftet

gewesen sein könnte, ist dem Revisionsvorbringen nicht

zu entnehmen, Mit der Rüge, der Grundsatz "im Zweifcl

zugunsten des Angeklagten”, der schon vor dem Inkraft—

treten des Abschnittes I Art° 6 Abs° 2 der Europäischen

Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-

heiten (Gesetz vom 7. August 4952 — BGBl II 685, 955 —)

—NRK—im deutschen Recht galt und ein international ener-
kannter Rechtssatz war, sei bei Indizienbeweisen verletzt
werden, werden auch deutsche Strafurteile fast ständig

und oft erfolglos in Revisionsverfahren angefochten; denn

vielfach wird verkannt, daß ein Gericht nicht gegen diesen

Grundsatz verstößt, wenn es keine Zweifel gehabt oder sie
‘überwunden hat (Dahs/Dahs, Die Revision im Strafprozeß,

4972, Rdnrn° 74, 75; Sarstedt, die Revision in Straf—

sachen, 4, Aufl„ 1962, S„ 239 ff, 252 f; für das frühere
Recht: Seibert, Deutsche Rechts—Zeitschrift 4948, 574,

572; Löwe/Rosenberg/Niethammer, Kommentar zur Strafprozeß—
ordnung, 49„ Aufl., 1934, 5 261, Anm„ 2, S„ 758 f). Die
Revision behauptet nicht, nach den Rechtsgrundlagen des'

französischen Strafverfahrens sei jener Rechtsgrundsntz

damals allgemein außer acht gelassen werden° Die Frage,
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ob der Kläger in Notwehr handelte, d.h; zur Verteidizuv,„

gung, die erforderlich gewesen wäre, um einen gegenwäre.

tigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem ande—

ren abzuwéhren, hat das Besatzungsgericht in zweiter

Instanz, wie seine Gründe erkennen lassen, aufgrund

eines ihm geläufigen allgemeinen Rechtsgrundsatzes‘ge—

prüft, aber verneint. Ein Freispruch aus diesem Grund

ge 55 StGB) wäre in einem deutschen Strafverfahren nach
der damaligen Rechtsauffassung nicht mit Sicherheit zu

(Drxarten gewesen, weil sich die Tat — ohne daß es auf
ine "Urheberschaft" des Klägers angekommen wäre_— in

einer Rauferei ereignete (RGSt72, 483, 484). Die
neueste Rechtsprechung hierzu (vgl. BGHSt 24, 55 =
NJW 4972, 4824 mit Anmerkung von Roxin; Schröder JuS

4975, 457) muß hier außer .Betracht bleiben (vgl„

SozR Nr. 40 zu 5 5 BVG).

(D

Auch die angewendete Strafvorschrift unterschied sich

inhaltlich nicht zum Nachteil des Klägers grundlegend

von dem Recht, das ein deutsches Strafgericht hätte

be;chten müssen. Die vorsätzliche Tötung eines Be—

satzungssoldaten war nach französischem Besatzungsk

recht (Art. 2 Nr„ 8, Art. 8 Nr. 4 der Verordnung
Nr. 476 vom 29. September 4948, französisches Amts—
blatt 49Q8, s. 4686) mit der Todesstrafe, der Angriff
auf einen - auch nicht in Ausübung_seiner Funktion

handelnden — Angehörigen der Be$atzungsstreitkräfte,

wenn er Verletzungen zur Folge hatte, die unbeab-

sichtigt den Tod herbeiführtcn„ mit lebensläng—
licher Zwangsarbeit (Art° 5 Nr. 4, Art. 8 Nr° 2),

Straftaten der nächsten Gruppe waren mit Zwangsar—

beit von 5 bis 20 Jahrenbedroht (Art„ 8 Nr. 5}.
F\llS das Gericht mildernde Umstände zugunsten des

Angeklngten annahm, konnte es eine dtrafe verhängen,
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die unter der für die strafbare Handlung vorgesehenen

Strafe lag (nrt° 46 Abs° 4)‚ Die Zwangsarbeit wurde wie
eine Zuchthausstrafe vollstreckt (Art, 2 und 5 der Ver—

fügung Nr° 88)„ Nach dem sachlichen Strafrecht, das 4948

in den drei westlichen Besatzungszonen nach Aufhebung des
typisch nationalsozialistischen Rechts (Gesetz Nr„ 4 der\„

Militärregierung — Kontrollgebiet des Obersten Befehls—

habers — vom 20. September 4945 —Amtsblatt des Kontroll—

rats Nr. 4 vom 29° Oktober 4945 — S. 6; Allgemeine Anwei—

sung an Richter, abgedruckt in: Schwarz, Kommentar zum

StGB, 15„ Auf1‚ 4949, s° 885) galt, war vorsätzlicher Tot—
schlag mit lebenslangem Zuchthaus oder mit {zeitigem}

Zuchthaus nicht unu■‘fünf Jahren bis höchstens 45 Jahren‘

zu bestrafen (5% 242, 44 Abs. 2 StGB a‚F.; vgl° in:£chuarz,
330); die Zuchthausstrafe war mit zwangsweiser Arbeit ver—
bunden'(€ 45 StGB aF). Ein bedingter Vorsatz genügte

.{Schwarz, aaO, & 242, Anm° 2; s 59, Anm° 4 B), Falle die
gesundheitliche Schädigung des Klägers allein von der tat—

sächlichen Dauer der Strafvollstreckung abhängig gewesen

sein sollte, käme nur die Strafhaft von sechseinhalb Jahren

in Betracht, die erheblich unter dem Höchstmaß der nach

deutschem Recht Zulässigen Zuchthausstrafe lag. Eine Be—
satzungseigentümlichkeit könnte auch keineswegs gegeben .

sein, falls der Gesundheitsschaden erst nach der Herab—

setzung der Strafe auf weniger als 20 dahre durch die

seelische Belastung, die sodann noch verbleibende Haftzeit

überstehen zu müssen, verursacht worden wäre" Sollte sich

bereits die anfangs vorhandene Erwartung des Klägers, '
20 Jahre in Strafhaft verbringen zu müssen, schädigend

ausgewirkt haben, so müßte berücksichtigt werden, daß
dieses Strafmaß unter der lebenslänglichen Zuchthaussträfe

lag, die nach deutschem Recht zulässig War und daß es
nicht in einem derart groben Mißverhältnis zur höchsten
zeitigen Zuchthausstrafe nach deutschem Recht stand, um
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als besatzungseigentümlich geWertet werden zu können.

Das Höchstmaß der zeitigen Freiheitsstrafe — 20 Jahre —
war kein typisches Zwangsmittel der Besatzungsherr—

soheft gegenüber Deutschen; es entsprachx vielmehr

den Rechtsordnungen Frankreichs und zahlreicher

anCüxr westlicher Kulturhationen (Lang—Hinrichsen,

DAS Strafsystem in: Materialien zur Strafrechts—

reform, 2. Bd., Bechtsvergleichende Arbeiten, 1954,

S. 55, 60 ff) und sollte später nach dem Entwurf
eines StGB von 4962 — E 1962 — ins deutsche Recht

übernommen werden (5 44 des E 4962; Begründung‚ '
s. 167; dazu Sturm, JZ 4970, 84, 83);

Hiernach mögen die Revisionsausführungen allen—„
falls geeignet sein, einige Zweifel an der Richtig—

keit des Strafurteils vom 48° November 4948 zu

wecken; Dies reicht aber keineswegs aus‚um
evident zu machen, daß der Kläger s° Zt. bei
Aburteilung durch ein deutsches Gericht straffrei

ausgegangen oder mit einer unverhältnismäßig

'gcringeren Bestrafung davongekommen wäre°

Da mithin die Revision unter jedem rechtserheb—
lichen Gesichtspunkt, der nach dem Vorbringen
des Klägers in Betracht kommt, unbegründet ist,

muß das angefochtene Urteil im Ergebnis be—

stätigt werden. ‘ ‘

- 24 _
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